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Beklagte und Revisionsbeklegteo

Der 1° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 2v Juni 1970 durch

Präsident
.

ProfoDrv W a n n a g a t

. _
" — Vorsitzender-—9

Bundesrichter
}

‘ Dro S c h u b e r t?
Bundesrichter * S c h m i d t h a l s?
Bundessozialrichter Dr„ C o n r a d y und

Bundessozialrichter D e m b o w s k i

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 150 Juni 1969

wird zurückgewiesen„

Die Klage auf Zahlung von Witwenrente vom 1c

September 1969 an wird als unzulässig abgewiesenz

Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu

erstatten°
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Der 1889 in M ;/Saar geborene frühere
Kläger war nach seinen Angaben nach Beendigung seiner Lehr—

zeit zunächst als Lagerist und Verkäufer im jetzigen Saar—

land versicherungspflichtig beschäftigt gewesen, wofür er

jedoch keine Beitragsnachweise mehr besitzt; auch im Ar—

chiv der Landesversicherungsanstalt (LVA) Saarland liegen

dafür keine Unterlagen voro Zwischen 1910 und dem Aus—

bruch des 1„ Weltkrieges war er, ausgenommen seine Mili—

tärdienstzeit von Oktober 1911 bis September 1915, als Ver—

käufer, Buchhalter und Vertreter in Straßburg (damals Elsaß—

Lothringen) tätig gewesen„ Dabei sind für ihn nachweislich

vom Oktober 1913 bis Juli 1914 zehn Beiträge zur früheren

Reichsversicherungsanstalt für Angestellte (RfA) entrichtet

worden„ Nachdem er als Soldat am ersten Weltkrieg teil—

genommen hatte, war er bis 1920 als Angestellter im väter—

lichen Geschäft in Merzig täti „
Dabei entrichtete er

keine Rentenversicherungsbeiträge mehr° Nach dem Tode

seines Vaters führte er das Geschäft bis Ende 1935 allein

weiter„ Im Januar 1956 wanderte er aus Gründen rassischer

Verfolgung nach Palästina aus° Er lebte seitdem in Israel

und besaß die dortige Staatsangehörigkeito

]
.

Am 27„ Juni 1966 beantragte der Kläger bei der Beklagten

die Zahlung von Altersruhegeld° Übe#seinen Kriegsdienst

im 1° Weltkrieg gab er dazu ua an,
er habe vom 10 August

1914 bis zum 110 November 1918 gedauerto Hierzu legte er
entsprechende eidesstattliche Versicherungen vor„ Einen

Militärpass oder ein Soldbuch besaß er nicht mehr„

Die Beklagte lehnte den Antrag durch Bescheid vom 25„ August
1967 ab, weil die Wartezeit nicht erfüllt sei„ Die bis
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Juli 1914 entrichteten Beiträge
fielen[gemäß Ärt°

2 der Zweiten

Ergänzungsvereinbarung zum deutsch—französischen Sozialver—

sicherungsabkommen in die französische Versicherungslast°

Damit fehle es an anrechenbaren deutschen Versicherungszei-

ten (Beitragszeiten und Ersatzzeiten)eg ,
€—

.
%. :"

Gegen den Ablehnungsbescheid hat der frühere Kläger bei dem

Sozialgericht (SG) Berlin Klage erhoben° Zur Begründung hat

er ausgeführt, für ihn sei der deutsche Versicherungsträger

zuständig, weil er zuletzt der RfA angehört habe, deren Sitz

Berlin gewesen seit Im übrigen habe Straßburg auch zur Zeit

seiner Beitragsentrichtung zu Deutschland gehörto Schließ—

lich sei er nicht vor dem 110 November 1918 aus der Versi—

cherung ausgeschieden, weil er bis zu diesem Zeitpunkt noch

Angehöriger der deutschen Armee geblieben sein ‘

‘
l»? 1

_
Das SG hat die Klage durch Urteil vom 18° September 1968 abge—

wieseno Es hat die Auffassung vertreten, die bis 1914 ent—

richteten Beiträge fielen gemäß Art° 2 Abs° 2 der Zweiten Er—

gänzungsvereinbarung zum deutsch—französischen Sozialversi—

cherungsabkommen in die franzöSische Versicherungslast, weil

der frühere Kläger bei seinem Ausscheiden aus der Versicherung

seinen Wohnsitz innerhalb der Grenzen der in Art, 2 Abs„ 1 er—
wähnten Departements gehabt habea Da bei dieser Rechtslage

anrechenbare Beiträge fehlten, sei auch die Brsatzzeit der

Verfolgung nicht zu berücksichtigen, so daß die Wartezeit

für das Altersruhegeld nicht erfüllt werde,

Die hiergegen eingelegte Berufung hat das Landessozialgericht

(LSG) Berlin durch Urteil vom 130 Juni 1969 zurückgewiesen,
indem es sich im wesentlichen der Rechtsauff

schloß° “!
assung des SG an—

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision nach 5 162 Abs, 1
. „., ,_ ,
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Nr, 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassen„ Der

frühere Kläger hat dieses Rechtsmittel eingelegt, er ist

im Laufe des Revisionsverfahrens gestorben„ Seine Ehefrau

hat das Verfahren als seine Rechtsnachfolgerin nach @ 65

Abs° 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) aufge—
nommen„v Sie beantragt sinngemäß, ‘

'

das angefochtene Urteil, das Urteil des

SG Berlin vom 18„ September 1968 und den

Bescheid der Beklagten vom 250 August 1967

aufzuhebcn und diese zu verurteilen, vom

10 Juli 1965 bis 31„ August 1969 Alters—

ruhegeld und vom 1. september 1969 an Witwen—

rente zu zahleno

Gerügt wird unrichtige Anwendung des 5 28 AVG, des sog°
Baseler Schiedsspruohs vom 210 Juni 1921 (BGBl 1921, 1289),

des Allgemeinen Abkommens zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und Frankreich über soziale Sicherheit vom 100
Juli 1950 und der Zweiten Ergänzungsvereinbarung hierzu

vom 180 Juni 1955, Der frühere Kläger habe nach dem ersten
Weltkrieg nicht mehr in Elsaß—Lothringen gelebt, sondern im

Saargebiet° Er sei deshalb vom Baseler Schiedsspruch nicht

betroffen worden° Er habe am 11a November 1918 der Reichs—

versicherung für Angestellte angehörto Damit seien sein

Kriegsdienst im ersten Weltkrieg und die Zeit ab Anfang

1936 bis zum 31° Dezember 1949 Ersatzzeiten nach 5 28 AVG,

womit die gesetzliche Wartezeit von 180 Beitragsmonaten

erfüllt sei„ 1. '

1

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt°

II° 1

Uber den Anspruch auf Zahlung von Witwenrente kann nicht

entschieden werden„ Hierbei handelt es sich um einen

neuen Anspruch° Nach 5 168 SGG sind Klageänderungen im

Revisionsverfahren unzulässig„ Aber auch im übrigen kann

die Revision keinen Erfolg haben„

Vorweg ist zu bemerken, daß die Vorinstanzen und die Betei—

ligten zutreffend von der durch das Angestelltenversicherungs—

Neuregelungsgesetz (AnVNG) vom 23° Februar 1957 geschaffenen
Rechtslage ausgegangen sind und nicht das Gesetz über die Be—

handlung der Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozial—

versicherung vom 22„ August 1949 (WiGBl So 263) zugrunde ge—
legt haben, das im übrigen für die jetzige Klägerin und ihren

früheren Ehemann ungünstiger geWcsen wäre (BSG, SozR Verfolg—

tenG Allg° Nr° 10)„ Da bis Ende 1956 ein Antrag auf Zahlung

von Altersruhegeld nicht gestellt war, war der Versicherungs—

fall des Alters bis dahin nicht eingetreten, obwohl der frü—

here Kläger bereits am 22° März 1954 das 65„ Lebensjahr voll—

endet hatte (BSG 3, 24; 7, 282, 287)„ Somit war von 5 28 AVG

auszugehen (BSG 9, 92)„ i ‘i‘

1
1

Sodann ist klarzustellen, daß ein Anspruch auf Altersruhegeld

überhaupt erst aufgrund der Neufassungen des 5 26 AVG und

des Art„ 2 © 8 AnVNG durch das i*»entenversichsrungs-Änderungs—

gesetz (RVÄndG) vom 9„ Juni 1965 in Betracht kam° Nach 5 26
AVG idF des AnVNG hätten die nachgewiesene Beitragszeit vom
Oktober 1913 bis Juli 1914 sowie etwaige frühere versicherunge—
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse und der anschließende

}
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Kriegsdienst im ersten Weltkrieg schon deswegen nicht

mehr als Versieherungszeiten angerechnet werden können,

weil es an dem sog„ Brückenbeitrag für die Zeit vom 1°

Januar 1924 bis 30, November 1948 fehlte, ßrst nach @ 26

Satz 2 AVG idF des RVÄndG können jetzt vor dem 10 Januar

1924 zurückgelegte Versicherungszeiten (Beitrags— und

Ersatzzeitén, @ 27 AVG) ua dann angerechnet werden, wenn

mit den vor und nach dem 10 Januar 1924 zurückgelegten

Versicherungszeiten eine Versieherungszeit von mindestens

180 Kalendermenaten zurückgelegt werden ist, Das wäre

dann der Fall, wenn außer den bis 1914 zurückgelegten Bei—
‘tragszeiten der Kriegsdienst im ersten Ueltkriegc und die

Zeit des Auslandsaufenthalts von 1936 bis 1949 als Arsatz—

zeiten angerechnet werden könnten, Das setzt jedoch nach

@ 28 Abs„ 2 Satz 1 AVG voraus, daß der Kläger zum Beginn
dieser Zeiträume "Versicherter" war, da 9 28 Abso 2 Satz 2

AVG ohne weiteres ausscheideta Nach der ständigen leeht—

spreehung des Bundessozialgeriehts (BSG) hat aber eine
Versicherung vor den in @ 28 Abs, 1 AVG genannten Zeiten

nur bestanden, wenn ihnen nach 5 26 AVG auf die Wartezeit

anrechenbare Beitragszeiten vorausgegangen sind (ua SozR
■r„ 4 zu @ 1251 RVO), wobei jetzt die neueste Fassung die—

ser Vorschrift maßgebend ist°

Hinsichtlich der nachgewiesenen Beitragszeiten bei der

BfA hat das LSG zutreffend dargelegt, daß diese zehn Bei—

träge zwar ursprünglich zu einem deutschen Versicherungs—

träger entrichtet werden waren, Ihre Besonderheit besteht

aber darin, daß der Kläger damals in Elsaß—Lethringen ge—
wohnt hat und dort beschäftigt gewesen ist„ Dieses Gebiet

ist durch die Bestimmungen des Versailler Friedensvertra—

ges vom 160 Juli 1919 (RGBl 1919, 687) an FrankreiCh abge—
_treten werden„ Im Zusammenhang damit ist es zunächst durch
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die auf Art° 512 Abs° 4 jenes Vertrages beruhende Entschei—

dung des Rats des Völkerbundes vom 210 Juni 1921 — Baseler

Schiedsspruch — (BGBl 1921, 1289) nur zu einer Übernahme

der AnWarts0haften der am 10 Januar 1919 in Elsaß—Lothringen

wohnhaften und an diesem Tage angestelltenversichert gewese—

nen Personen auf den französischen Träger der Angestelltenvcr—

sicherung (AnV) in Straßburg gekommen (Art° 1 5 17 des Baseler
Schiedsspruchs)o Das hat sich aber später geändert° Nach dem

zweiten Weltkrieg ist zwischen Deutschland und Frankreich an
10, Juli 1950 ein zweiseitiges Sozialversicherungsabkommen

abgeschlossen werden„ In der zu diesem Vertrag getroffenen

Zweiten Ergänzungsvereinbarung vom 180 Juni 1955 (innorstaat—

liches Recht geworden durch Gesetz vom 24° Dezember 1958,

BGBl II 755, und in Kraft getreten mit Wirkung vom 1° Januar

1952, Bekanntmachung vom 290 Juni 1959, BGBl II 838) haben

die Vertragschließenden zwar grundsätzlich an den Bestimmun—

gen des Art° 1 des Bascler Schiedsspruchs festgehalten, aber

lediglich insoweit, als nicht in Art, 2 und 5 etwas anderes

bestimmt ist (Art, 1), In Art° 2 der erwähnten Zweiten Er—

gänzungsvereinbarung zum deutsch—französischen Sozialversi;

cherungsabkommen ist die Versicherungslast für Versicherungs—

zeiten, die vor dem 1„ Januar 1925 in der deutschen Rentenver—

sicherung der Arbeiter oder.der deutschen Rentenversicherung

der Angestellten oder in den aus den früheren elsaß—lothrin—

gischen Gebietsteilen gebildeten französischen Departements

Haut—Rhin, Bas—Rhin und Moselle zurückgelegt werden sind,

neu verteilt werden,

Diese Neuvérteilung ist unabhängig davon, ob der damalige

Versicherte, wie der frühere Kläger, deshalb nicht vom Baseler

Schiedsspruch betroffen war, weil er am 1„ Januar 1919 nicht

mehr in Elsaß—Lothringen wohnte, sondern bereits im Saarland,

das nach dem ersten Weltkriege dem Völkerbund unterstellt
Wurde (Art° 49 des Versailler Friedensvertrages)° Damit
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erübrigt sich ein Eingehen darauf, wann der Kläger nach

Beendigung des ersten Weltkrieges aus dem deutschen Heer

ausgeschieden und nach Merzig verzogen istc '

Durch die erwähnte Zweite Ergänzungsvereinbarung zum
deutsch—französischen Sozialversicherungsabkommen ist in

Arta 2 mit seinen Absätzen 1 und 2 für diejenigen Versi—

cherten, die noch nach dem 11„ November 1918 der nenten—

versicherung angehört haben, eine andere Regelung getrof—

fen werden als für jene, die schon vor diesem Stichtag

aus ihr ausgeschieden euer verstorben wareno Für den

ersten Personenkreis gelten die vor dem 10 Januar 1923

in der deutschen Rentenversieherung der Arbeiter oder der

deutschen Rentenversicherung der Angestellten oder in den

französischen Departements Haut—Rhin, Bas—Rhin und Moselle

zurückgelegten Versicherungszeiten als nach der Gesetzge—

bung des Landes zurückgelegt, in welchem der Versicherungs—

träger seinen Sitz hat, dem der Versicherte zuletzt vor

diesem Tage angehört hat„ Für die zweite Versicherten—

gruppe, die am 11„ November 1918 keiner Rentenversieherung

mehr angehört hat, wird demgegenüber nicht an den Sitz des

letzten Versicherungsträgers, sondern an den Wohnsitz des

Versicherten angeknüpft„ Je nachdem, ob sich dessen Wohn—

sitz beim Ausscheiden aus der Versicherung oder beim Tod

in Deutschland (ohne Elsaß—Lothringen) oder in den genann—

ten (später aus dlsaß—Lothringen gebildeten) Departements

befunden hat, gilt er als in Deutschland oder in Frankreich

versichert„
1

Mit Recht ist das LSG davon ausgegangen, daß der Kläger

im Sinne dieses Artikels 2 der Zweiten Ergänzungsverein—

barung bereits mit Ablauf des Monats Juli 1914 dadurch

aus der deutschen Rentenversicherung ausgeschieden war,
daß sein Beschäftigungsverhältnis infolge seiner dinberu—
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fung zum Heeresdienst erlosch und für ihn keine weiteren
Beiträge entrichtet wurden„ Der Sinn der unterschiedli—

chen Regelung läßt eine andere Auslegung nicht zu„ Ins—

besondere träte anderenfalls eine nicht gerechtfertigte

Entlastung der französischen Versichérungsträger zum Nach—

teil der deutschen Rentenversicherung ein, obwohl auf Grund

der Abtretung von Elsaß—Lothringen das Land und die Bevöl—

kerung an Frankreich gefallen waren° Deshalb kann auch die
Bekanntmachung betr° die AnV während des Krieges vom 26„

August 1915 (BGBl so 531), ergänzt durch die Bekanntmachung
vom 2° August 1917 (BGBl SO 680) keine andere Beurteilung

rechtfertigen° Sie hat zwar für Kriegsteilnehmer die Kriege—
dienstzeiten des ersten Weltkriegs zu sogo vollkommenen Er—

satzzeiten im Sinne des damaligen Rechts deklarierto Nach

@ 1 der Bekanntmachung vom 26° August 1915 werden die Zeiten,

in denen Versicherte im gegenwärtigen Kriege dem Deutschen

Reiche oder der österreiChi50h—ungarischen Monarchie Kriegs—,

Sanitäts— oder ähnliche Dienste geleistet haben, soweit sie

in vollen Kalendermonaten bestehen, auf die Wartezeiten und

bei Berechnung der Versicherungsleistungen an Ruhegeld und

Hinterbliebenenrente nach dem Versicherungsgesetz für An—

gestellte als Beitragszeiten angerechnet, ohne daß Beiträge
entrichtet zu werdenbrauchen° Ersatzzeiten wurden und

werden jedoch nur für die Berechnung der Wartezeit und der

Versicherungsleistungen berücksichtigt, ohne im übrigen ge—
eignet zu sein, ein Versicherungsverhältnis zu begründen

(vgl„ hierzu auch die GE Nr° 5008, AN 1936, 266)° Sie sind
keine Beitragszeiten, sondern lediglich "Ersatztatsachen?

Ebensowenig rechtfertigt Art„ 4 der Zweiten Ergänzungsver—

einbarung eine andere Beurteilungo Danach werden zwar bei

der Anwendung der Art„ 2 und 3 auch die Zeiten der Erfül—
lung der Wehrpflicht sowie die Mobilmachungs— und Kriegs—
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dienstzeiten in den kriegführenden Armeen als Versiche—

rungszeiten berücksichtigt, Wiederum werden sie hiernach

jedoch nur wie Versicherungszeiten behandelt° Das bedeu—

tet lediglich, daß sie in die deutsche oder französische

Versicherungslast fallen, je nachdem, wie die vor dem 1,

Januar 1923 entrichtcten Beiträge zuzuordnen sind° Ersatz—

zeiten bestimmten dagegen nicht selbst die Zuständigkeit

des deutschen oder französischen Versicherungsträgers°

Vielmehr teilten sie das Schicksal der mit ihnen in Verbin—

dung stehenden Beiträge, Sonst wären für Kriegsteilnehmer

(Es ersten Weltkrieges fast alle Verpflichtungen aus in El—

saß—lothringen zurückgelegten Versicherungszeiten in die

deutsche Versicherungslast gefallen, wozu nach der Jbtre—

tung dieses Gebietes an Frankreich kein Grund bestand,
. ‚|; -

Die Richtigkeit dieser Überlegung wird dadurch bestätigt,

daß bei einer anderen Auslegung sich eine unverständliehe

unterschiedliche Regelung für Angehörige der damaligen

Invalidenversicherung und der damaligen AnV ergäbe° Der

Waffenstillstand des ersten Weltkriegs war am 110 November

1918 um 12 Uhr in Kraft getreten° Würde ein damaliger ‘

Kriegsdienst im deutschen Heer im Sinn des deutsch—frenzö—

sischen Vertragswerks eine Zugehörigkeit zur deutschen

Rentenversichérung zur Folge haben, waren somit alle Kriegs—

teilnehmer, denen in der Invalidenversicherung oder in der

AnV ihre Kriegsdienstzeit als Ersatzzcit anzurechncn war,

nicht vor dem 110 November 1918 aus der deutschen Renten—

versicherung ausgeschieden, Es käme somit stets Art, 2

Abs, 1 der Zweiten Ergänzungsvereinbarung zum Zuge, und

maßgebend wäre, ob der Versicherungsträger, dem der Versi—

cherte zuletzt vor dem'1° Januar 1923 angehört hat, seinen

Sitz in Deutschland ohne Elsaß—Lothringen oder in frank—

reich mit Elsaß—Lothringen hatte„ Da aber alle Arbeiter

in Elsaß—Lothringen zur LVA Straßburg gehörten, würde das
1

|
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bedeuten, daß nur die in Elsaß—Lothringen in der Arbeiter—

rehtenversicherung (ArV) zurückgelegten Versicherungszeiten

von Frankreich zu übernehmen waren, die dort in der AnV zu—
rückgelegten Versicherungszeiten aber Von der Bundesrepublik

zu berücksichtigen wäreno Dazu aber bestand schon deswegen

kein Anlaß, weil das Deutsche Reich sich in Art° 77 des Ver—
'sailler Friedensvertrages verpflichtet hatte, sowohl den An—

teil der Straßburger Invaliden— und Altersversicherungsan—

stalt an den gesamten zum Zwecke der Invaliden— und Alterssi—

eherung gesammelten Rückstellungen an den französischen Staat
abzuführen als auch ua die Kapitalien und Rückstellungen,

welche die RfA in Berlin aufgrund von Verpflichtungen zugunsten

von in Elseß—lothringen wohnenden Versicherten dieser Art schul—

dete° Lemzufolge hatte das damalige Deutsche Reich nach Art°

Ill des Basclcr Schiedsspruchs aus Anlaß der Auscinandersctzung

über die sozialen Versicherungen in Elsaß—Lothringen eine eir—

malige Abfindungssumme von 65 Millionen Franken französischer

Währung dem französischen Staate zu zahlen, der diesen Betrag

wiederum nach Artg 312 des Versailler Friedensvertrages für ent—

sprechende Versicherungszwecke zu verwenden hatte° Außerdem

wäre auch sonst kein Grund für eine unterschiedliche Behandlung

der in der ArV und der in der AnV zurückgelegten Versicherungs—

'zeiten zu finden; ,

Nach alledem liegt keine sog(; Vorversicherung im Sinne des

5 28 Abs° 2 Satz 1 AVG vor Beginn der als Brsatzzeiten in
Betracht kommenden Zeiträume vor, da die vor dem ersten Welt—

krieg in der deutschen Rentenversicherung zurückgelegten Ver—

sicherungszeiten nicht bei den deutschen Versicherungsträgern

verblieben sind, sondern auf Grund der erwähnten deutsch—fren—

zösischen Vereinbarungen in die französische Versicherungs—

last gefallen sind„ Denn der Kläger hatte zuletzt (1914) in
Elsaß—Lothringen (Straßburg) gewohnt, und die darauf zurück—

zuführende Überführung seines Versicherungsverhältnisses auf

den zuständigen französischen Versicherungsträger erfaßtc alle
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vor dem 119 November 1918 liegenden Beitragszeiten‚
also auch

die im Saarland zurgckgelegten (BSG 18, 113, 114)° Zugleich ent—
fällt damit jede Möglichkeit, die Kriegsdienstzeit im ersten
Weltkrieg und die Zeit des Auslandsaufenthalts des früheren Klä—

„gers von 1936 bis 1949 nach @28 Abs° 1 Nr, 1 oder Nr„ 4 AVGals
Ersatzzeiten auf die für die Erfüllung der gesetzlichen Warte—

zeit von 180 Monaten erforderliche Versicherungszeit anzurechneno
526 im übrigen die Zweite ETgänzungsvereinbarung vom 180 Juni
1955 nicht gegen das Gebot des sog„ Überleitungsvertrages (vgl°

die Bekanntmachung vom 30° März 1955, BGBl II 505 ff, 451) vor—

Stößt, die Vorschriften über die Entschädigung der Opfer der
nationalsozialistischen Verfolgung nicht zu verschlochtern, hat
bereits das LSG zutreffend ausgeführt (vglo dazu auch BVerfG,

SozR @ 1251 RVO Bl, Ab 1 Nr° 1}, desgleichen, daß weder das
Fremdrentcn— und Auelandsrentengesctz rpm 70 August 1955 noch das
Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetz vom 256Febru—

ar 1960 noch die Verordnungen Nr° 3 und 4 der Europäischen Wirt—
schaftsgemeinschaft über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitn

nehmer (BGBl1959 II 474 und 496) eine andere Entscheidung recht—
fertigen„ '

:} ‘ ' '

Somit war die aus der Urteilsformel ersichtliche Entscheidung

zu treffen„
} _‚| _ ‚

‘

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG,
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